
Regeln:

Der Bauabstand wird gemessen vom bestehenden oder dem in rechstgültigen Plänen festgelegten äussersten Rand des 
öffentlichen Verkehrsraumes. Die Grenze der vermarkten Strassenparzellen ist ohne Bedeutung.

Grenze des öffentlichen Verkehrsraumes

Bauabstandslinie

Bauabstand vom öffentlichen Verkehrsraum (Art. 11)

Gehweg
Bus

Fahrbahn

Bus
Gehweg

Unterführung

Öffentlicher Parkplatz

5.0 m, resp. 3.6 m
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Grenz und Gebäudeabstände (Art. 15)

kGA
kGA

kGA

kGA

gGA

Regeln:

Um festzustellen, ob ein Bauvorhaben die reglementarischen Grenzabstände einhält, werden die min. erforderlichen Abstände 
von Vorteil als Flächen um den Grundriss des projektierten Gebäudes eingetragen. Die reglementarischen Grenzabstände 
sind eingehalten, wenn diese Flächen an keiner Stelle über die Parzellengrenze hinausgeht.

Der kleine Grenzabstand (kGA) wird rechtwinklich zur Parzellengrenze gemessen und bezeichnet die zulässige kürzeste 
Entfernung der Fassade (Umfassungswand) von der Grundstücksgrenze.

Der grosse Grenzabstand (gGA) wird rechtwinklich zur Fassade gemessen. Die punktierten Flächen dürfen an keiner Stelle 
über die Parzellengrenze hinausgehen(Grenzabstand) oder die analogen Flächen eines Nachbargebäudes überdecken 
(Gebäudeabstand).

kGA

Beispiel A:
Einfacher Baukörper
Kleiner und grosser Grenzabstand

N

Besonnte Längsseite
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Dachgestaltung (Art. 7)

B
L

  

= Gebäudebreite
= Gebäudelänge
= Dachneigung

Gewachsener Boden

B

min. 0.60 m

L

min. 0.60 m

max. 1/2 L



e e

max. 5.0 m

f f

max. 5.0 m

Gebäudehöhe (Art. 21)

Abgrabungen für Hauseingang Abgrabung für Garageneinfahrt
ma

x. 
Ge
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eh
öh

e

ma
x. 

Ge
bä

ud
eh

öh
e

Anhang 3A

Gewachsenes Terrain

Fertiges Terrain
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Wurzelbereich von Bäumen 
 

Quelle: Stadt Bern, Direktion für Hochbau, Stadtgrün und Energie   

http://www.bern-baut.ch; Wie wir bauen; Normalien 

 

       
 

Abb. 1: Definition des Wurzelbereiches 

 

 

 

 

 

 

 

 



          

 

 

 

               

 

 

Abb. 2 und 3:  Bodenverdichtungen  im Wurzelbereich führen zum Absterben des Baumes 

(Einsatz von Baumaschinen) 

 



Anhang 5 

Schutzobjekte (Einzelbäume und Baumgruppen)

Einzelbäume/Baumreihen/Baumgruppen
markante, einheimische und standortgerechte Arten, 
v.a. Laubbäume

Obj.Nr.
Teilgeb.

Datum Prz.Nr. Anzahl 
Bäume

Art(en) Bemerkungen

E 1
I 23.10.02 914 1 Linde

E 2
I 153 1 Eiche

E 3
I 48 1 Linde

E 4
I 932 1 Eiche

E 5
I 1609 1 Ahorn

E 5
II 14.09.02 297

1114
9 Esche

Hasel
markante Baumgruppe an S-
Hanglage          unbedingt 
pflegebedürftig

E 7
II 14.09.02 297

1191
1 Buche

E 19
II 15.09.02 643 3 Pappeln an der Strasse stehende 

kerzenwüchsige Bäume

E 20
II 15.09.02 1995 16 Fichten, Pappel, 

Eibe, Buche, 
Weide, 
Vogelbeere

sehr artenreiches Kleingehölz mit 
dichter Bodenvegetation

E 23
II 29.01.03 1 1 Buche in Strassenkreuzung markanter 

noch junger Baum. Die Buche zu 
unserem Wappen Buchholterberg

E 11
III 2063

oder 2295
3 Linde, 2 Apfel

E 14
III 2424 1 Linde

E 16
III 2310 1 Kirschbaum

E 18
III 1239 1 Linde

Panorama / 2s 2.8.02



Obj.Nr.
Teilgeb.

Datum Prz.Nr. Anzahl 
Bäume

Art(en) Bemerkungen

E 23
III 2055 oder 

2122
1 Linde

E 1
IV 174 1 Linde

E 3
IV 919 1 Ahorn

E 4
IV 697 1 Eiche

E 5
IV 697 2 Ahorne Baumreihen

E 6
IV 697 3 Ahorne Baumreihen

E 8
IV 2260 1 Linde

E 10
IV 450 1 Esche

E 1
V 09.10.02 1340 1 Linde sehr schöner grosser Einzelbaum

E 2
V 09.10.02 1860 1 Eiche

E 3
V 09.10.02 543 1 Linde

E 4
V 09.10.02 345 oder 

350
3 Kirschbaum, 

Weide, Hartriegel
Baumgruppe

E 10
V 09.10.02 1436 1 Nussbaum

E 14
V 09.10.02 1619 4

2
Bergahorne
Kirschen

Baumreihe

E 16
V 15.10.02 1056 1 Bergahorn sehr grosser Baum

E 19
V 23.10.02 68 2 Nussbäume

E 22
V 20.10.02 1156 5 Kirschbäume

E 23
V 20.10.02 1937 4 Kirschbäume

E 24
V 15.10.02 1173 1 Linde

Mitarbeiter Teilgebiet:

V Heinz Bähler

I Alfred Schüpbach
II Martin Gerber
III H. Kupferschmied
IV Fritz Berger

Panorama / 2s 2.8.02



 
 
 

  Anhang 6 
   

Auszug zum EGzZGB 

Art. 791  

1Für Bauten, welche den gewachsenen Boden in irgend einem 
Punkt um mehr als 1.20 m überragen, ist gegenüber den Nach-
bargrundstücken ein Grenzabstand von wenigstens 3 m einzu-
halten. Vorbehalten sind die Vorschriften des öffentlichen 
Rechts über die geschlossene oder annähernd geschlossene 
Bauweise. 

2Ist die geschlossene Bauweise zugelassen, aber nicht vorge-
schrieben, so hat die Grundeigentümerschaft, die die seitli-
che Umfassungsmauer nicht an die Grenze stellt, einen Grenz-
abstand von 6 m einzuhalten. 

3Wurde nach früherem Baurecht ein Nachbarsgebäude mit einer 
Umfassungsmauer an der Grenze erstellt, so ist der Anbau im 
gleichen Umfang gestattet. 

Art. 79a2  

Für eingeschossige An- und Nebenbauten, die nicht für den 
dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren bestimmt sind, 
genügt ein Grenzabstand von 2 m, sofern die mittlere Fassa-
denhöhe dieser Bauten 4 m und ihre Grundfläche 60 m2 nicht 
übersteigen. 

Art. 79b1 

Vorspringende offene Bauteile wie Vordächer, Vortreppen, 
Balkone, dürfen von der Umfassungsmauer aus gemessen höchs-
tens 1.20 m in den Grenzabstand hineinragen. 

Art. 79c1 

1Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, Jauche, Dünger und 
anderen übelriechenden Abfällen sind in einem Abstand von 
wenigstens 3 m von der Grenze zu erstellen. 

2Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine Beeinträchtigung 
der Nachbarschaft eintreten kann, so braucht der Grenzab-
stand nicht eingehalten zu werden, wenn sie den gewachsenen 
Boden nicht um mehr als 1.20 m überragen. 

Art. 79d1  

1Wird ein Gebäude durch Elementarereignisse ganz oder teil-
weise zerstört, so darf es innert fünf Jahren ohne Rücksicht 
auf den privatrechtlichen Grenzabstand in seinem früheren 
Ausmass wieder aufgebaut werden. 

                            
1 Fassung vom 7.6.1970 
2 Eingefügt am 7.6.1970 

C. Nachbarrecht 
I. Bauten und Pflan-
zungen 
1. Grenzabstände 

2. An- und Nebenbau-
ten 

3. Vorspringende 
Bauteile 

4. Abort- und Dünger-
gruben 

5. Hofstattrecht 



 

2Die Frist ist eingehalten, wenn vor ihrem Ablauf das Bauge-
such gestellt ist. Der Wiederaufbau ist ohne willkürliche 
Unterbrechung durchzuführen. 

Art. 79e1 

Gebäude, die an die Grenze gestellt werden, sind grenzseitig 
mit einer Brandmauer zu versehen. 

Art. 79f1 

1Das Recht, eine vom Nachbar/von der Nachbarin erstellte 
Brandmauer mitzubenützen, wird durch Einkauf in das Mitei-
gentum erworben. 

2Für das Mitbenützungsrecht ist eine Entschädigung zu bezah-
len, welche entsprechend dem Interesse der beteiligten Nach-
barschaft an der Brandmauer festzulegen ist. 

3Eigentums- und Benützungsrechte, die der Nachbar/die Nach-
barin an der bestehenden Brandmauer erworben hat, können im 
Grundbuch angemerkt werden. 

Art. 79g1 

Jeder Miteigentümer/Jede Miteigentümerin ist berechtigt, die 
Brandmauer auf seine/ihre Kosten zu erhöhen oder tiefer in 
den Boden hinunterzuführen. Baut der Nachbar/die Nachbarin 
an das neu erstellte Mauerstück an, so hat er/sie sich ge-
mäss Artikel 79 f Absatz 2 einzukaufen. 

Art. 79h1 

1Wer längs der Grenze Auffüllungen oder Abgrabungen aus-
führt, hat das Nachbargrundstück durch Böschungen oder 
Stützmauern zu sichern. 

2Böschungsneigungen dürfen höchstens 45° (100 %) betragen. 
In steilem Gelände bleibt eine stärkere Neigung natürlich 
entstandener oder genügend gesicherter Böschungen vorbehal-
ten. 

3Die Stützmauer darf an die Grenze gestellt werden. Dient 
sie der Auffüllung, so darf sie den gewachsenen Boden des 
höher gelegenen Grundstückes höchstens um 1.20 m überragen. 

Art. 79i1 

1Eine Stützmauer, welche auf der Grenze steht, gilt als Be-
standteil des Grundstücks, dessen Eigentümer/deren Eigentü-
merin sie erstellt hat. Kann dies nicht festgestellt werden, 
so wird Miteigentum beider NachbarInnen angenommen. 

2Im Übrigen sind die Vorschriften über die Brandmauern sinn-
gemäss anwendbar. 

6. Brandmauern 
a Pflicht 

b Mitbenützung 

c Erhöhung 

7. Stützmauern und 
Böschungen 
a Pflicht zur Errich-
tung; Ausführung 

b Eigentum 



 

Art. 79k1 

1Einfriedungen wie Holzwände, Mauern, Zäune bis zu einer 
Höhe von 1.20 m vom gewachsenen Boden des höher gelegenen 
Grundstücks aus gemessen, dürfen an die Grenze gestellt wer-
den. 

2Höhere Einfriedungen sind um das Mass der Mehrhöhe von der 
Grenze zurückzunehmen, jedoch höchstens auf 3 m. 

3Für Grünhecken gelten um 50 cm erhöhte Abstände; diese sind 
bis zur Mitte der Pflanzstelle zu messen. 

Art. 79l1 

1Für Bäume und Sträucher, die nach Inkrafttreten dieser Be-
stimmungen gepflanzt werden, sind wenigstens die folgenden, 
bis zur Mitte der Pflanzstelle zu messenden, Grenzabstände 
einzuhalten: 

5 m für hochstämmige Bäume, die nicht zu den Obstbäumen ge-
hören, sowie für Nussbäume; 

3 m für hochstämmige Obstbäume; 

1 m für Zwergobstbäume, Zierbäume und Spaliere, sofern sie 
stets auf eine Höhe von 3 m zurückgeschnitten werden; 

50 cm für Ziersträucher bis zu einer Höhe von 2 m sowie für 
Beerensträucher und Reben. 

2Diese Abstände gelten auch für wild wachsende Bäume und 
Sträucher. 

3Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pflanzungen verjährt 
nach fünf Jahren. Die Einhaltung der Maximalhöhen kann je-
derzeit verlangt werden. 

Art. 79m1 

1Werden wohnhygienische Verhältnisse durch den Schattenwurf 
hochstämmiger Bäume wesentlich beeinträchtigt, so ist deren 
EigentümerIn verpflichtet, die störenden Bäume gegen ange-
messene Entschädigung auf ein tragbares Mass zurückzuschnei-
den und sie nötigenfalls zu beseitigen. 

2Vorbehalten bleiben entgegenstehende öffentliche Interes-
sen, insbesondere des Natur- und Heimatschutzes und des 
Schutzes von Alleen. 

Art. 79n1 

An Mauern und Wänden, die sich an oder auf der Grenze befin-
den, darf der Nachbar/die Nachbarin unentgeltlich unschädli-
che Vorrichtungen, namentlich Spaliere, anbringen. 

8. Einfriedungen 

9. Bäume und Sträu-
cher 

10. Entzug von Licht 
und Sonne 

11. Benützung von 
Mauern an der Grenze



 

Art. 79o1 

Der Nachbar/Die Nachbarin hat das Betreten oder die vorüber-
gehende Benützung seines/ihres Grundstückes zu gestatten, 
wenn dies erforderlich ist für die Errichtung oder den Un-
terhalt von Bauten, Strassen, Pflanzungen längs der Grenze 
oder von sonstigen Anlagen wie Leitungen. Er/Sie ist recht-
zeitig zu benachrichtigen und hat Anspruch auf möglichste 
Schonung und vollen Schadenersatz. 

Art. 80 

1Pflanzungen im Wald dürfen nicht näher als einen Meter an 
die Eigentumsgrenze heranrücken. Die Marchlinien sind über-
dies fortwährend auf wenigstens einen Meter Breite offen zu 
halten. 

2Wo der Wald an offenes Land grenzt, soll der Waldsaum bei 
Neuanlagen auf fünf Meter Breite und bei Wiederverjüngung 
bisheriger Waldbestände auf wenigstens drei Meter Distanz 
von der Marchlinie zurückgenommen werden. Führt ein Weg oder 
ein Graben längs der Marche, so darf die Breite desselben in 
diesen Abstand einbezogen werden. 

Art. 81 

WaldeigentümerInnen, die zur Holzabfuhr keine genügende Ver-
bindung mit einer öffentlichen Strasse haben, sind berech-
tigt, gegen volle Entschädigung die Einräumung des Rechtes 
auf Erstellung von Holztransportanlagen wie Holzlasse, Holz-
riesen aller Art, Rollbahnen und dergleichen zu verlangen. 

Art. 82 

1Für die Befugnis der Grundeigentümerschaft, zur Bewirt-
schaftung oder Vornahme von Ausbesserungen oder Errichtung 
von Bauten das nachbarliche Grundstück zu betreten, für das 
Steck- oder Tretrecht, den Tränkeweg, Winterweg, Brachweg, 
Holzlass, Reistweg, das Zaunbannrecht, für Tränke- und Wäs-
serungsrechte und dgl. sowie in Bezug auf Gräben, Zäune, 
Mauern und andere Einfriedigungen von Grundstücken, haben 
die bisherigen Übungen, insbesondere die polizeilichen und 
wirtschaftlichen Bestimmungen der Statutarrechte auch fer-
nerhin Geltung. 

2Die bezüglichen Vorschriften sind in einem Dekret des Gros-
sen Rates zu sammeln und näher zu ordnen. Die daraus sich 
ergebenden Rechte sind im Grundbuch nicht einzutragen. 

12. Betreten des 
nachbarlichen Grundes

II. Pflanzungen im 
Wald 

III Holztransportan-
lagen 

IV. Wegrechte, Zaun-
bann, Wässerungsrech-
te, Einfriedigungen 
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Die wichtigsten eidgenössischen und kantonalen Erlasse im Bauwesen 
 
AGR, Stand 1. Januar 2001;  
aktueller Stand vgl. www.be.ch/agr (Gemeinden\Musterreglemente\Anhang II zum 
Musterbaureglement) 
 
A. BAU- UND PLANUNGSRECHT 

− Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG, SR 700) 

− Verordnung über die Raumplanung vom 28. Juni 2000 (RPV, SR 700.1) 

− Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (WEG, SR 843) 

− Gesetz über die Erhaltung von Wohnraum vom 9. September 1975 (BSG 853.1) 

− Gesetz über die Verbesserung des Wohnungsangebotes vom 7. Februar 1978 (BSG 854.1) 

− Koordinationsgesetz vom 21. März 1994 (KoG, BSG 724.1) 

− Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 (BauG, BSG 721.0) 

− Dekret über das Baubewilligungsverfahren vom 22. März 1994 (BewD, BSG 725.1) 

− Bauverordnung vom 6. März 1985 (BauV, BSG 721.1) 

− Verordnung über die kantonale Kommission zur Wahrung der Interessen der 
Behinderten im Bauwesen (BBKV) vom 23. August 1995 (BSG 725.211) 

− Verordnung über die kantonale Kommission zur Pflege der Orts- und 
Landschaftsbilder (OLK) vom 14. August 1996 (BSG 426.221) 

− Dekret über das Normalbaureglement vom 10. Februar 1970 (BSG 723.13) 

− Dekret über die Umlegung von Baugebiet, die Grenzregulierung und die Ablösung oder 
Verlegung von Dienstbarkeiten vom 12. Februar 1985 (Baulandumlegungsdekret, BUD, 
BSG 728.1) 

− Dekret über die Beiträge der Grundeigentümer von Erschliessungsanlagen und an 
weitere öffentliche Werke und Massnahmen vom 12. Februar 1985 
(Grundeigentümerbeitragsdekret, GBD, BSG 732.123.44) 

− Verordnung über die Aussen- und Strassenreklame vom 17. November 1999 (BSG 722.51) 

 
B. STRASSENBAU, EISENBAHNEN UND LUFTFAHRT 

− Bundesgesetz über die Nationalstrassen vom 8. März 1960 (SR 725.11) 

− Verordnung über die Nationalstrassen vom 18. Dezember 1995 (SR 725.111) 

− Verordnung über den Vollzug des Bundesgesetzes über die Nationalstrassen im Kanton 
Bern vom 3. März 1961 (BSG 732.181) 

− Gesetz über den Bau und Unterhalt der Strassen vom 2. Februar 1964 (SBG, BSG 
732.11) 

− Verordnung über die Offenhaltung der Versorgungsrouten für Ausnahmetransporte vom 
19. Dezember 1979 (BSG 732.123.31) 

− Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege vom 4. Oktober 1985 (FWG, SR 704) 

− Verordnung über Fuss- und Wanderwege vom 26. November 1986 (FWV, SR 704.1) 

− Verordnung zur vorläufigen Regelung der Einführung des Bundesgesetzes über Fuss- 
und Wanderwege im Kanton Bern vom 27. April 1988 (EV/FWG, BSG 705.111) 

− Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG, SR 742.101) 



− Verordnung über Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. November 1983 
(Eisenbahnverordnung, EBV, SR 742.141.1) 

− Bundesgesetz über die Anschlussgleise vom 5. Oktober 1990 (AnGG, SR 742.141.5) 

− Verordnung über die Anschlussgleise vom 26. Februar 1992 (AnGV, SR 742.141.51) 

− Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948 (LFG, SR 748.0) 

 
C. WASSER 

− Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR 814.20) 

− Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201) 

− Kantonales Gewässerschutzgesetz vom 11. November 1996 (KSchG, BSG 821.0) 

− Kantonale Gewässerschutzverordnung vom 15. Mai 1991 (KGV, BSG 821.1) 

− Wassernutzungsgesetz vom 23. November 1997 (WNG, BSG 752.41) 

− Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 1996 (WVG, BSG 752.32) 

− Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau vom 14. Februar 1989 (Wasserbaugesetz, 
WBG, BSG 751.11) 

− Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 (WBV, BSG 751.111) 

− Gesetz über See- und Flussufer vom 6. Juni 1982 (SFG, BSG 704.1) 

− Verordnung über See- und Flussufer vom 29. Juni 1983 (SFV, BSG 704.111) 

− RRB Nr. 0105 über die Bezeichnung der Flüsse nach Art. 11 Abs. 1 BauG vom 
8. Januar 1986 (BSG 721.119) 

 
D. ENERGIE- UND LEITUNGSWESEN 

− Energiegesetz vom 14. Mai 1981 (BSG 741.1) 

− Allgemeine Energieverordnung vom 13. Januar 1993 (BSG 741.111) 

− Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 
26. Juni 1902 (Elektrizitätsgesetz, SR 734.0) 

− Verordnung über das Plangenehmigungsverfahren für Starkstromanlagen vom 
26. Juni 1991 (VPS, SR 734.25) 

− Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963 (SR 746.1) 

 
E. UMWELTSCHUTZ, NATUR- UND HEIMATSCHUTZ 

− Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG, SR 814.01) 

− Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 19. Oktober 1988 (UVPV, 
SR 814.011) 

− Kant. Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 16. Mai 1990 (KUVPV, 
BSG 820.111) 

− Verordnung über den Schutz vor Störfällen vom 27. Februar 1991 (StFV, SR 814.012) 

− Einführungsverordnung zur eidgenössischen Störfallverordnung vom 22. September 
1993 (EV StFV, BSG 820.131) 

− Verordnung über umweltgefährdende Stoffe vom 9. Juni 1986 (StoV, SR 814.013) 

− Kantonale Stoffverordnung vom 16. Mai 1990 (KStoV, BSG 820.121) 

− Verordnung über den Verkehr mit Sonderabfällen vom 12. November 1986 (VVS, 
SR 814.014) 

− Technische Verordnung über Abfälle vom 10. Dezember 1990 (TVA, SR 814.015) 

− Gesetz über die Abfälle vom 7. Dezember 1986 (BSG 822.1) 

− Verordnung über die Bezeichnung der beschwerdeberechtigten 
Umweltschutzorganisationen vom 27. Juni 1990 (VBUO, SR 814.076) 



− Verordnung über Schadstoffe im Boden vom 9. Juni 1986 (VSBo, SR 814.12) 

− Bodenschutzverordnung vom 4. Juli 1990 (BSV, BSG 825.111) 

− Luftreinhalteverordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV, SR 814.318.142.1) 

− Gesetz zur Reinhaltung der Luft vom 16. November 1989 (Lufthygienegesetz, BSG 
823.1) 

− Verordnung über den Vollzug des Gesetzes zur Reinhaltung der Luft vom 23. Mai 1990 
(LHV, BSG 823.111) 

− Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV, SR 814.41) 

− Kant. Lärmschutzverordnung vom 16. Mai 1990 (KLSV, BSG 824.761) 

− Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbahnen vom 24. März 2000 (SR 742.144) 

− Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 
20. Juni 1986 (Jagdgesetz, JSG, SR 922.0) 

− Gesetz über Jagd, Wild- und Vogelschutz vom 9. April 1967 (BSG 922.11) 

− Bundesgesetz über die Fischerei vom 21. Juni 1991 (SR 923.0) 

− Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 (NHG, SR 451) 

− Verordnung über den Natur- und Heimatschutz vom 16. Januar 1991 (NHV, SR 451.1) 

− Verordnung über das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler vom 
10. August 1977 (VBLN, SR 451.11) 

− Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz vom 
9. September 1981 (VISOS, SR 451.12) 

− Verordnung über den Schutz der Auengebiete von nationaler Bedeutung vom 
28. Oktober 1992 (Auenverordnung, SR 451.31) 

− Verordnung über den Schutz der Hoch- und Uebergangsmoore von nationaler Bedeutung 
vom 21. Januar 1991 (Hochmoorverordnung, SR 451.32) 

− Naturschutzgesetz vom 15. September 1992 (NSchG, BSG 426.11) 

− Naturschutzverordnung vom 10. November 1993 (NSchV, BSG 426.111) 

− Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrundlagen und der Kulturlandschaft vom 
5. November 1997 (LKV, BSG 910.112) 

 
F. LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

− Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht vom 4. Oktober 1991 (BGBB, 
SR 211.412.11) 

− Gesetz über das bäuerliche Boden- und Pachtrecht vom 21. Juni 1995 (BPG, BSG 
215.124.1) 

− Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 1997 (KLwG, BSG 910.1) 

− Gesetz über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 16. Juni 1997 
(VBWG, BSG 913.1) 

− Verordnung über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 5. November 
1997 (VBWV, BSG 913.111) 

− Bundesgesetz über den Wald vom 4. Oktober 1991 (WaG, SR 921.0) 

− Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 (KWaG, BSG 921.11) 

− Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (KWaV, BSG 921.111) 
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